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R E C H T S G E M E I N S C H A F T 
 
 

 
Bild: Wikipedia Commons, Fotograf: Cédric Puisney 

(https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Sign_in_front_of_the_Court_of_Justice_of_the_European_Communities_[now_the_Court_of_J
ustice_of_the_European_Union],_November_2006.jpg) 

 
 

Mit einer – einmal mehr bahnbrechenden – 
Entscheidung (C-368/20) hat der Gerichtshof 
der Europäischen Union (EuGH) festgestellt, 
dass es nicht ausreicht, nur dort und da ein 
bisschen für die europäische Rechtsgemein-
schaft einzutreten. Vielmehr ist es erforderlich 
– auch gegen etwaige Bestrebungen der Regie-
rungen der Unionsmitgliedstaaten –, dem 

Recht der Europäischen Union Vorrang zu ver-
schaffen. Adressat dieser Botschaft der Ent-
scheidung C-368/20 ist die Europäische Kom-
mission: Sie hat jahrelang nichts gegen die Per-
sonenfreizügigkeit betreffende Rechtsverlet-
zungen von Mitgliedstaaten unternommen, 
sondern rechtswidrige Grenzkontrollen mehr 
oder weniger zugelassen. (Red) 
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Wenn auch Grenzen, Sprachen, Staats- und 
Wirtschaftsform Österreicher und Jugoslawen 
trennten, eines war und ist ihnen gemeinsam: 
Sie sind Europäer, sie gehören zu Europa!  
 
Ein eindrucksvolles Bekenntnis der zwei Grenz-
städte Radkersburg und Gornja Radgona für ein 

in Frieden und Freundschaft lebendes gemein-
sames Europa.  
 
Aus Anlass dieser bemerkenswerten Begeg-
nung gab die österreichische Postdirektion ei-
nen Sonderstempel heraus, der auf großes In-
teresse der Philatelisten stieß.

 
 
 
 

 
Foto: Christa Hofmeister. 
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Michail Gorbatschow im Dialog für Europa 

(Christa Hofmeister) 
 

 
Im Rahmen von „Dialog 
für Europa“ wurden am 
28. März 2003 Personen, 
die in Organisationen 
Großes leisten, in der 
Stadthalle Graz mit dem 
„Styrian Award for Huma-
nity“ ausgezeichnet. 
Diese Ehrung nahmen die 
Friedensnobelpreisträger 
Michail Gorbatschow und 
Helmut Kohl vor.   
 
Europa-Vordenker Max 
Wratschgo und Christa 
Hofmeister erhielten den 
„Styrian Award for Huma-
nity“. 
 
Max Wratschgo ein euro-
päisches Urgestein und 
bekanntermaßen fließt in 
seinen Adern blaues Blut 
durchmischt mit gelben 

Sternen. Europa muss zusammenhalten, davon 
ist Max Wratschgo überzeugt und gründete mit 
einer Schar junger Menschen am 31. Januar 
1955 den Bund Europäischer Jugend in der Stei-
ermark.  

Damals musste er noch den sogenannten Vier-
Sprachen-Ausweis bei sich tragen. Unter dem 
Motto, wenn man Europa will, muss man Eu-
ropa und seine Menschen kennen lernen, 
nahm der damals 17-Jährige vom 26. Juni bis 4. 
Juli 1955 an einem internationalen Jugendtref-
fen in Rimini teil. Ein vereintes Europa kann nur 
gelingen, wenn Menschen davon auch über-
zeugt sind. Dazu gilt es, Informationen in die 
Bevölkerung zu bringen – darin sahen die euro-
päischen Föderalisten den Schwerpunkt ihrer 
Arbeit. So nahm die Reise in ein vereintes Eu-
ropa ihren Lauf ...   
 
1959 wurden die ersten österreichischen Eu-
ropa-Wahlen für ein „vereintes Europa“ in 
Feldbach durchgeführt – die Zustimmung der 
Bevölkerung lag bei 91 %. In zahlreichen Eu-
ropa-Aktionen wurde die Bevölkerung auf die 
Friedensidee Europa aufmerksam gemacht.  
 
Zu den wichtigsten Europa-Aktionen zählen 
1967 an österreichischen Grenzstellen die 
Kampagne „Alle Europäer wollen reisen ohne 
Grenzkontrollen“ und an 49 Grenzübergängen 
1968 die Aktion „Eine Währung für Europa“ – 
diese Visionen wurden mit dem Abkommen 
von Schengen 1985 und der Einführung des 
Euro 2002 zum Etappenziel. 
 

 
 

 
 

Der „Styrian Award for Humanity“ von 
Helmut Kohl für Max Wratschgo. 
(Foto: Christa Hofmeister) 

Ein Küsschen vom früheren sowjeti-
schen Präsidenten Michail Gorbato-
schow für Christine (Christa) Hofmeis-
ter.(Foto: Christa Hofmeisert) 

 

 
„Styrian Award for Hu-
manity“ (Foto: Christa 
Hofmeister) 
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Polen: Berlin und Paris führen die Union als „De-facto-Oligarchie“ 
(Anton Schäfer) 

 
 
Dies behauptet zumindest Polens Ministerprä-
sident Mateusz Morawiecki gegenüber der 
französischen Tageszeitung Le Monde. Die 
deutlichen Warnungen aus Polen zur russi-
schen Expansionspolitik seien in der EU über-
hört worden. Der Konflikt in der Ukraine habe 
daher diese „Wahrheit über Europa enthüllt“. 
  
Die EU habe sich geweigert, auf „die Stimme 
der Wahrheit“ aus Polen über die „imperialisti-
schen“ Ambitionen von Russlands Präsidenten 
Wladimir Putin zu hören. Das zeige ein größe-
res Problem, mit dem die EU konfrontiert sei. 
Es seien zwar auf dem Papier alle Mitgliedstaa-
ten gleich, aber „die politische Praxis zeige, 
dass die deutsche und die französische Stimme 
ein vorrangiges Gewicht haben“. Die EU wäre 
eine formalen Demokratie und eine „De-facto-
Oligarchie“, innerhalb derer die Macht von den 
Stärksten ausgeübt werde. Daher habe die EU 
„immer mehr Schwierigkeiten, die Freiheit und 
Gleichheit aller Mitgliedsstaaten zu respektie-
ren“.1 
 
Aus diesem Polen, in dem die Abschaffung des 
Sexualkundeunterrichts in Schulen geplant ist,2 
die Homosexellenbewegung immer wieder öf-
fentlich verurteilt wird,3 die Rechte von Frauen 
auf den eigenen Körper missachtet werden,4 
der Rechtsstaat in kleinen Schritten ausge-
höhlt,5 die Pressefreiheit massiv beschnitten 
wird6 …, erhebt ein führendes Mitglied der Re-
gierung solche Vorwürfe gegen die Regierun-
gen von Frankreich und Deutschland. 
 
Dass viele führenden Politiker und Experten in 
der EU aus Blindheit, Unwissenheit, teilweise 
auch aus Eigennutz, sich Russland in rosarote 
Farben vorgestellt haben bzw. die Augen vor 
Repressionen gegen die eigene Bevölkerung 
und rechtswidrige Handlungen im Ausland 

 
1 https://orf.at/stories/3281253/  
2 https://www.euractiv.de/section/soziales-europa/news/eu-

parlament-kritisiert-kriminalisierung-von-sexualkundeunter-
richt-in-polen/  

3 https://www.mdr.de/nachrichten/welt/osteuropa/poli-
tik/lgbt-freie-zonen-in-polen-100.html  

4 https://www.mdr.de/nachrichten/welt/osteuropa/politik/po-
len-abtreibung-schwangerschaftsabbruch-100.html  

verschlossen haben (so wie dies auch immer 
noch bei China gemacht wird) ist unbestreitbar. 
Davor haben sehr viele Menschen gewarnt. 
Ebenso erfolglos, wie in Bezug auf die neolibe-
rale Wirtschaftspolitik, die seit Jahrzehnten 
weltweit eine Reduktion des Sozialstaates 
brachte und Reiche noch reicher, Arme noch 
ärmer machte und den Einfluss von Staaten in 
vielerlei Hinsicht reduzierte, während Kon-
zerne und der Geldadel gestärkt wurden.  
 
Und es ist natürlich widersprüchlich, wenn Po-
len vor dem Ukraine-Krieg bis zu 55 % an Erd-
gas, bis zu 66 % an Erdöl sowie 15 bis 75 % der 
Kohle aus Russland bezog und damit zu den 
Top-Abnehmern russischer Energielieferungen 
zählte, jedes Jahr um rund 9,6 Milliarden Euro 
Energieeinkäufe in Russland tätigte.  
Wenn Polen diese Abhängigkeit und das Ausge-
liefertsein an Russland doch so lange schon be-
kannt war und es andere Unionsmitgliedstaa-
ten kritisiert, wird sich Polens Ministerpräsi-
dent Mateusz Morawiecki die Frage stellen las-
sen müssen, warum er und seine Getreuen 
nicht schon lange diese Abhängigkeit reduziert 
haben, wo sie doch schon wussten, dass „Russ-
land Gas und Öl, insbesondere Gas, als Erpres-
sungsinstrument einsetzten“ wird.7  

 

Und noch viel mehr, die Frage, warum er und 
die Verantwortlichen des Kabinetts in den Jah-
ren seit 1991 nichts unternahmen, das riesige 
Potenzial an erneuerbarer Energie in Polen 
endlich auf- und auszubauen, anstatt neue 
Atomkraftwerke zu planen und neue Abhängig-
keiten einzugehen. 
 

 

5 Siehe auch Europastimme 4/2021, S. 9 ff; 
https://www.zdf.de/nachrichten/politik/polen-pis-eu-
100.html  

6 https://taz.de/Pressefreiheit-in-Polen/!5786010/  
7 https://www.fr.de/politik/europa-polen-russland-energie-gas-

lieferungen-kohle-oel-wladimir-putin-zr-91447914.html sowie 
https://dignitynews.eu/de/erneuerbare-energien-haben-in-
polen-ein-grosses-potenzial/  
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Vereinsnachrichten 

 

Vereinsaktivitäten EuropaUnion Vorarlberg 2021 
(Christa Hofmeister) 

 
 

Anlässlich der Bundesvorstandssitzung am 15. 
Juli 2022 berichteten wir über die Vereinsakti-
vitäten des Landesverbandes Vorarlberg im 
Jahr 2021. 
 
Die Tätigkeiten war auch 2021 aufgrund von 
Covid-19 leider eingeschränkt. Es musste sogar 
der stets aktive und immer gut besuchte Euro-
patag ausfallen. Die COVID-19-
Beschränkungen auf dem Marktplatz in Dorn-
birn waren zu streng. 
 
Das erste Europaforum-Bodensee am 21. Mai 
2022 konnte guten Erfolg verzeichnen (siehe 
Europastimme 2/2022, S. 30), wenngleich sich 
Anton Schäfer mehr Publikum vor Ort 
gewünscht hätte. Dank für die Organisation gilt 
vor allem Nana Walzer und Daniel Gerer. Das 
nächste Europaforum Bodensee wird am 13. 
Mai 2023 stattfinden. 
 
An der Aufstellung des Kunstobjektes 
„Europaplätze“ am 12. Juni 2021 in Hohenems 
hat die EuropaUnion Vorarlberg aktiv 
mitgewirkt, wobei der Künstler Yves Mettler 
und seine Idee vorgestellt wurden. Berichte 
dazu finden sich in der Europastimme (3/2022). 

 
Eine weitere Veranstaltung – in Kooperation 
mit der Volkshilfe, nämlich „Kinderarmut 
abschaffen“, fand am 21. Juni 2022 auf dem 
Bregenzer Kornmarktplatz statt. 
 
Die Europastimme (http://europstimme.eu) 
findet nach ihrer Wiederauflage bzw. 
Weiterführung Anklang. Die einzelnen 
Ausgaben sind mit vielen verschiedenen 
Themen gut und auch anspruchsvoll gefüllt.  
 
Auch in Bezug auf den „Mérite Européen“ kam 
es seit 2019 zu Verzögerungen. Das Gremium in 
Luxemburg hatte die Anträge von 2019, 
Corona-bedingt, hintangestellt – diese konnten 
erst im Mai 2022 positiv beschlossen werden. 
Ein Schreiben von Jaques Santer an die zu 
Ehrenden ist unterwegs. 
 
Die Verleihungen sind zum Tag der 
Menschenrechte in Wien vorgesehen. 
Folgende Geehrte werden zu begrüßen sein: 
Bronze: Dr. Nana Walzer. 
Silber: Prof. Valtentin Petritsch, Karl Eigen und 
Bernd Niemczak. 
Diplom: Europahaus Klagenfurt. 
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Europa-Wikipedia 

In diesem Europa-Wikipedia sollen Begriffe in wenigen Sätzen erklärt und interessante Kontexte dargestellt wer-
den. Vorbild ist die freie gemeinnützige Internet-Enzyklopädie Wikipedia, die seit dem 15. Jänner 2001 besteht.  
 

 
Brüssel-IIb-Verordnung 
  
Die Bezeichnung Brüssel-IIb-Verordnung ist 
wohl für 90 % der Bevölkerung in der Europäi-
schen Union (EU) nichtssagend. Tatsächlich 
verbirgt sich dahinter eine Verordnung (VO) 
des Rates, welche die Zuständigkeit, die Aner-
kennung und Vollstreckung von Entscheidun-
gen in Ehesachen und in Verfahren die elterli-
che Verantwortung betreffend sowie über in-
ternationale Kindesentführungen regelt. Nun 
wird sich mancher fragen, was hat die EU mit 
Familienrecht zu tun? Die Verordnung wurde 
insbesondere nach Artikel 83 Abs. 1 AEUV1 er-
lassen, um das Funktionieren des Binnenmark-
tes zu gewährleisten. Denn eine der wichtigs-
ten und auch friedenserhaltenden Auswirkun-
gen der Europäischen Union ist die Verschrän-
kung der Wirtschaften der Unionsmitgliedstaa-
ten und die damit in Verbindung stehende 
grenzüberschreitende Mobilität von Arbeits-
kräften. Arbeitskräfte wandern in Europa auch 
mit ihren Kindern und Familien. Es kommt folg-
lich mitunter zu Zerwürfnissen und Scheidun-
gen etc. – das heißt, Probleme im Bereich des 
Familienrechts müssen dann auch grenzüber-
schreitend gelöst werden. Wer, wann und wie 
dafür zuständig ist, regelt die Brüssel-IIb-VO. 
Dabei sorgt die Brüssel-IIb-VO auch dafür, dass 
solche Streitigkeiten nicht zu lange dauern, 

dass ein Gericht oder eine Behörde zuständig 
ist und nicht vielfältige Formalitäten zu erfüllen 
sind, sodass das bzw. die Verfahren schnell – 
zum Vorteil aller Beteiligten (insbesondere der 
Kinder) – erledigt werden können. 
 
Die mit der Wanderung der Arbeitskräfte ver-
bundenen Problematiken im Bereich des Fami-
lienrechts sind schon länger bekannt und die 
Brüssel-IIb-VO löste am 1. August 2022 die 
Brüssel IIa-VO ab, die aus dem Jahr 2003 
stammt. Mit der Brüssel-IIb-VO sind nicht alle 
bekannten Probleme gelöst, es war auch dies 
wieder ein Kompromiss, weil für die Erlassung 
dieser Verordnung Einstimmigkeit im Rat erfor-
derlich war. So wurde z. B. der zentrale Begriff 
„Ehe“ in der Brüssel-IIb-VO wieder nicht defi-
niert und es ist daher weiterhin ungewiss, ob 
dieser Begriff auch gleichgeschlechtliche Ehen 
umfasst.2 Die Politiker haben dem Gerichtshof 
der Europäischen Union (EuGH) den „schwar-
zen Peter“ zugeschoben – der EuGH wird frü-
her oder später eine europaweit gültige Ausle-
gung vornehmen müssen. Dann dürfen sich die 
Politiker zurücklehnen, „ihre Hände in Un-
schuld waschen“ und auf die Entscheidung des 
EuGH verweisen und so tun, als ob sie keine 
Verantwortung an der Auslegung träfe.

 

 
Tschechische EU-Ratspräsidentschaft 2022 
 
Am 1. Juli 2022 hat der Vorsitz Tschechiens im 
Ministerrat der EU für die zweite Jahreshälfte 
2022 begonnen. Dem ehemaligen Ministerprä-
sident Andrej Babiš zufolge seien EU-Ratspräsi-
dentschaften ein „Gequassel mit belegten 
Brötchen“ und er hatte vorgegeben – bevor er 
abgewählt wurde –, dass die tschechische EU-
Ratspräsidentschaft eine der „billigsten“ 

 
1 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union. 
2 https://de.wikipedia.org/wiki/Verord-

nung_(EU)_Nr._2019/1111_(Brüssel_IIb)  

Präsidentschaften in der Geschichte der EU 
sein müsse.  
 
Die 2009 von Tschechien initiierte „Östliche 
Partnerschaft der Europäischen Union“ wird 
während dieser Ratspräsidentschaft aufgrund 
des Ukraine-Krieges kaum zu einem Ergebnis 
kommen.3 

3 https://de.wikipedia.org/wiki/Tschechische_EU-Ratspräsident-
schaft_2022  
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Zu guter Letzt 
 

 

Max Wratschgo zum Geburtstag 
(Christa Hofmeister) 

 
 

Seinen 85. Geburtstag feierte 
Max Wratschgo im kleinen 
Rahmen. Zahlreiche Glück-
wünsche an ihn langten über 
Telefon und auf elektroni-
schem Wege ein – nach wie 
vor an die Adresse seiner Sek-
retärin.  
 

Da Max stets das Visuelle bevorzugt, fasste die 
„Europachristl“ diese Wünsche samt Abbildun-
gen in einem Sammelband zusammen, verlas 
die Glückwünsche der Gratulanten und unter-
strich sie mit begleitenden Worten. Mit diesem 
Werk bleiben die Erinnerungen an europäische 

Freunde und Mitstreiter immer wach. Im Na-
men der EFB Steiermark gratulierten Andrea 
Kohl und Karl Menzinger. Eine besondere Über-
raschung ist Erwin Tigla aus Reschitz gelungen: 
Er und die Freunde der Banater Berglanddeut-
schen gratulierten Max zum 85er mit Ersttags-
brief und Sonderstempel.  
 
An Rande bemerkt: Über Initiative von Max 
Wratschgo startete 1963 ein Aufruf der Euro-
päischen Föderalisten als Ersttagsbrief mit Son-
derstempel noch mit Raketenpost. Der Erst-
tagsbrief an Max am 2. Juli 2022 kam per Maus-
klick aus dem Banater Bergland. 
 

 
 

  
  

 
 

 

 

 


